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Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. Juli 1956 

6 _ 65304 — 2094/56 11 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Bundesregierung hat auf Grund des § 1 Abs. 1 des Sechsten 
Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs (Durdiführung des Gemein- 
samen Marktes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl) vom 24. November 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 728) die 

Neunte Verordnung über Zolltarif änderungen 
zur Durchführung des Gemeinsamen Marktes 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl 

vom 29. Juni 1956 erlassen. Die Verordnung ist am 30. Juni 1956 
im Bundesgesetzblatt I Seite 603 verkündet worden und mit Wir- 
kung vom 1. Juli 1956 in Kraft getreten. 

Anbei übersende ich gemäß § 1 Abs. 2 des vorbezeichneten Gesetzes 
einen auf der Ermächtigung dieses Gesetzes beruhenden Verord- 
nungsentwurf nebst Begründung mit der Bitte um verfahrens- 
mäßige Behandlung nach § 4 des Zolltarif gesetzes vom 16. August 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 527). 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Den Verordnungsentwurf habe ich gleichzeitig dem Herrn Präsi- 
denten des Bundesrates übersandt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr, h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf einer Neunten Verordnung 

über Zolltarifänderungen zur Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 


Auf Grund dos § 1 Abs. 1 des Sechsten Ge- 
setzes zur Änderung des Zolltarifs (Durch- 
führung des Gemeinsamen Marktes der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl) vom 24. November 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 728) verordnet die Bundes- 
regierung, nachdem dem Bundesrat Gelegen- 
heit zur Stellungnahme gegeben worden ist, 
mit Zustimmung des Bundestages; 

§ 1 

Der Zolltarif (Bundesgesetzbl. 1951 I 
S. 527) In der zur Zeit geltenden Fassung 
wird mit Wirkung vom 1. Juli 1956 wie 
folgt geändert; 


l.DIe Allgemeine Anmerkung 6 zu Kapitel 73 (Eisen und Stahl) erhält folgende Fassung; 

6. Anmerkung zu den Nr. 7313 und 7315. 

Die ermäßigten Zollsätze von 4 Vo des 
Wertes für Waren im Rahmen von Zoll- 
kontingenten gelten vom 1. Juli 1956 bis 
31. Dezember 1956 

a- für Elektrobleche der Nr. 7313 Abs. 

A-2 (erster Unterabsatz) und der Nr. 

7315 Abs. B-6-a-2 für eine Gesamt- 
menge von 4000 t, zuzüglich einer Ge- 
samtmenge bis zu 1000 t aus dem im er- 
sten Halbjahr 1956 nichtausgenützten 
Zollkontingent für diese Waren, nach 
näherer Anordnung des Bundesmini- 
sters der Finanzen, 

b - für Waren aus legiertem Stahl mit 
einem Gehalt an Kohlenstoff von ge- 
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wichtsmäßig 0,90% bis 1,15 ®/o an 
Chrom von gewichtsmäßig 0,50 ^/o bis 
2 ®/o, auch mit einem Gehalt an Molyb- 
dän von gewichtsmäßig 0,50 ®/o oder 
weniger (Wälzlagerstahl) der Nr. 7315 
Abs. B'l-b-l-a und b, Abs. B-l'b'2-a 
und b, Abs. B-4-b-l (zweiter Unterab- 
Satz), 2 (zweiter Unterabsatz) und 3 
(zweiter Unterabsatz) und Abs. B-5-a 
(dritter Unterabsatz) für eine Gesamt- 
menge von 4000 t. 

Die Abfertigung ist nur bei den vom 
Bundesminister der Finanzen zu be- 
stimmenden Zollstellen zulässig. 


2. In der Tarifnr. 7301 erhält der Absatz A folgende Fassung: 


A -Hämatitroheisen (einschließlich Stahl- 


roheisen) und phosphorhaltiges Roh- 


eisen (einschließlich Ferrophosphor) 


(EG); 


1 - Stahlroheisen mit einem Gehalt an 


Silizium von gewichtsmäßig 1,5 Vo 


oder weniger und an Mangan von 


gewichtsmäßig mehr als 1,5 ®/o . . 

frei 

2 - anderes 

frei 


§ 2 

Die Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
erläßt der Bundesminister der Finanzen. 

§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit 
§ 2 des Sechsten Gesetzes zur Änderung des 
Zolltarifs (Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für 


Kohle und Stahl) vom 24. November 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 728) auch im Land 
Berlin. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
Neunte Verordnung über Zolltarif änderun- 
gen zur Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl vom 29. Juni 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 603) außer Kraft. 
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Begründung 


Zu § 1 Nr. 1 

Die Geltungsdauer der aus Anlaß der Errich- 
tung des Gemeinsamen Marktes für Edel- 
stahle mit Wirkung vom 1. August 1954 Im 
Rahmen von Zollkontingenten zeitweilig er- 
mäßigten Zollsätze von 4 ®/o des Wertes läuft 
am 30. Juni 1956 ab. Die Zollkontingente 
bestanden für 

a) Elektroblech mit einem Ummagnetisie- 
rungsverlust von mehr als 0,75 Watt, je- 
doch nicht mehr als 2,3 Watt je kg (Jah- 
res-Kontingent 1955 == 10 000 t, 1. Halb- 
jahres-Kontingent 1956 = 4000 t) und 

b) Wälzlagerstahl (Jahres-Kontingent 1955 
= 7000 t, 1. Halbjahres-Kontingent 1956 
= 3500 t). 

Der Koordinierungsausschuß des Besonderen 
Ministerrates hat am 15. Juni 1956 der Bun- 
desrepublik Deutschland zu den ermäßigten 
Zollsätzen von 4 Vo des Wertes entsprechend 
der Bedarfslage folgende neue Kontingente 
für die Zeit vom 1. Juli 1956 bis 31. Dezem- 
ber 1956 zugebilligt: 

4000t Elektroblech der vorgenannten Art, 
zuzüglich der im 1. Halbjahr 1956 


nicht ausgenutzten Kontingentsmenge 
bis höchstens 1000 t und 

4000 t WälzlagerstahL 

Zu § 1 Nr. 2 

Die Gemeinschaft verfügt nicht über die er- 
forderliche Menge von Stahlroheisen. Die Ge- 
meinschaft ist deshalb auf die Einfuhr aus 
dritten Ländern angewiesen. Der deutsche 
Zollsatz der Tarifnr. 7301 Abs. A von 5 Vo 
des Wertes ist wegen der Mangellage nidit 
vertretbar. 

Der Koordinierungsausschuß des Besonderen 
Ministerrates hat dementsprechend am 
15. Juni 1956 der Aufhebung des Zollsatzes 
in der Bundesrepublik Deutschland zunächst 
für die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 
1956 zugestimmt. 

Zu § 1 Nr. 1 und 2 

Die Im Entwurf vorgelegte Verordnung ver- 
wirklicht die angeführten Beschlüsse des 
Koordinierungsausschusses des Besonderen 
Ministerrates für die Bundesrepublik Deutsch- 
land. 
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